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Tragung der Begräbniskosten nach Suizid eines Mittellosen
Sachverhalt

Wir haben einen Klienten betreut (Vormundschaft 372), der am 2. März 2009 durch einen Suizid gestorben ist. Er hatte verschieden Schulden bei der Gemeinde (Sozialhilfe, Darlehen).

Die passive Erbschaft wurde von beiden erwachsenen Kindern ausgeschlagen. Das Freizügigkeitskonto fliesst nicht in die Erbmasse wurde den beiden Kindern zur Hälfte ausbezahlt (2 x CHF 35‘000.-).

Da die Erbschaft passiv war und ausgeschlagen wurde, wurde die Rechnung für die Bestattung von CHF 5‘000.- zur Bezahlung an die Gemeinde geschickt. Die Gemeinde will diese nun nicht zahlen, da sie es stossend finden, dass die Kinder die Erbschaft ausschlagen und doch aus Freizügigkeitsleistungen Geld erhalten.

Nun wendet sich die Gemeinde an mich und fragt, ob nicht über die Verwandtenunterstützung (Art. 328/329 ZGB) die Kinder, die ja Geld erhalten haben, wenigstens die Bestattungskosten übernehmen müssen. Freiwillig wollen sie dies nicht tun.

Wie muss die Gemeinde genau vorgehen?

Kann sie einfach eine Forderung stellen gemäss den ZGB-Artikeln und gegeben falls die Betreibung einleiten, welche dann vielleicht vor dem Richter landet?

Gehe ich richtig davon aus, dass die Forderung nach einem Jahr, also am 1. März 2010 verjähren wird?

Erwägungen

1. Die Tragung von Begräbniskosten ist im ZGB nicht geregelt. Es handelt sich um eine echte Gesetzeslücke (Tuor/Schnyder/Schmid, Das Schweizerische Zivilgesetzbuch, § 5 N. 30).


2. Wer unfallversichert ist, hat auch bei Suizid und dadurch bedingtem Verlust auf Versicherungsleistungen Anspruch auf Deckung der Begräbniskosten durch die Unfallversicherung (Art. 37 Abs. 1 UVG).

3. Begräbniskosten fallen nach dem Tod an und können deshalb nicht mehr mit dem Anspruch auf Unterhalt aus Kindes- oder Eherecht geltend gemacht werden. Grundsätzlich fallen sie in den Nachlass,  sind von diesem vorab in Abzug zu bringen und sind von den Erben unter solidarischer Haftung zu tragen, wenn diese den Nachlass nicht ausgeschlagen haben (Art. 474 Abs. 2 ZGB; Tuor/Schnyder/Rumo-Jungo, Das Schweizerische Zivilgesetzbuch, 13. Auflage, § 68 N. 20, § 81 N. 13).


4. Wer als mittellose Person stirbt, hat aufgrund eines bundesgerichtlichen Urteils vom 9. März 1928 (BGE 54 II 90), das sich auf ungeschriebenes Recht beruft (Art. 1 Abs. 2 ZGB), Anspruch darauf, dass Ehegatte oder andere Unterstützungspflichtige die Begräbniskosten bezahlen. „Es verstiesse gegen die dem Verstorbenen schuldige Ehrerbietung, wollte man ihm, nachdem er bis zum Tode standesgemässen Unterhalt bezogen hat, nur ein notdürftiges Begräbnis auf Kosten der Öffentlichkeit gewähren.“ Das Bundesgericht knüpft die Zahlungspflicht in den Fällen mittelloser Verstorbener nicht an die Erbenqualität, sondern an die familienrechtliche Beziehung (Ehegatte, Kinder etc). Deshalb bleibt diese Zahlungspflicht auch bestehen, wenn die Erben den Nachlass ausschlagen. Allerdings gilt es dann zu beachten, dass sich die Angehörigen gemäss Art. 328 ZGB in günstigen Verhältnissen befinden. 

5. Der Anspruch aus Verwandtenunterstützungspflicht verjährt nach einem Jahr (Art. 329 Abs. 3 ZGB i.V.m. 279 und 289 Abs. 2 ZGB).  Sie beginnt nicht mit dem Tod zu laufen, sondern gemäss Art. 130 OR ab Fälligkeit der Forderung (gestellte und bezahlte Rechnungen).

6. Zur Frage des konkreten Vorgehens: Erstens ist abzuklären, ob nicht eine Unfallversicherung besteht. Diesfalls müssten die Begräbniskosten gemäss Art. 37 Abs. 1 UVG bezahlt werden. Wenn nicht, wird es zeitlich eng. Wir wissen nichts über die finanzielle Lage (günstige Verhältnisse) der Kinder, welche hier zur Rechenschaft gezogen werden sollen. Man müsste sicher rasch das Gespräch suchen. Entweder unterzeichnen die Angehörigen vor Ablauf der Verjährungsfrist eine Einredeverzichtserklärung, womit man mehr Zeit zur Verhandlung hätte, oder die Verjährungsfrist muss mittels Betreibungsbegehren unterbrochen werden (Art. 135 OR).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 10. Februar 2010
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